


Vorlage in Kürze 
Mobilitätsanspruch 
Der wachsende Mobilitäts­
anspruch führte in den letz­
ten Jahrzehnten zu einer 
starken Verkehrszunahme, 
Negative Begleiterscheinun­
gen wie verstopfte Strassen, 
Lärm, verminderte Luftquaü-
tät usw. sind die Folgen 
davon. Mit einer von Bund, 
Kantonen und Gemeinden 
betriebenen, ganzheitlichen 
Verkehrspolitik sollen die 
Bedürfnisse aller Verkehrs­
teilnehmer berücksichtigt 
werden. In Städten und 
Regionszentren ist die 
Förderung des öffentlichen 
Verkehrs ein wichtiges ver­
kehrspolitisches Ziel. 

Öffentlicher Verkehr 
Das starke Verkehrsaufkom­
men in Wil ist Zeugnis der 
Attraktivität der Stadt a!s 
Regionszentrum. Bürger­
schaft, Gemeindeparlament 
und Stadtrat bemühen sich 
seit Jahren, die negativen 
Begleiterscheinungen des 
Verkehrs zu reduzieren und 
damit die Attraktivität von 
Wil zu erhalten. Anzustreben 
ist ein situationsgerechter 
Einsatz aller Verkehrsmittel. 
Für die Wahl von umwelt­
freundlichen Verkehrsmittel 
sind Anreize zu schaffen. Mit 
Beiträgen für Bahn- und 
Buslinien sowie mit verkehrs­
lenkenden und baulichen 

Massnahmen unterstützt die 
Stadt Wil die Förderung des 
öffentlichen Verkehrs. 

Versuchsbetrieb 
Die Wiler Bürgerschaft bewil­
ligte am 26. November 1989 
für einen Stadtbus-Versuchs-
betneb während vier Jahren 
und acht Monaten einen 
Kredit von 1,728 Mio. 
Franken. Anfang November 
1990 wurde der Betrieb mit 
fünf Stadtbuslinien aufge­
nommen. 
Dank flexibler und bedürfnis­
gerechter Gestaltung des 
Busbetriebes konnte die 
Attraktivität des Stadtbusses 
kontinuierlich gesteigert 
werden. Das Liniennetz wur­
de erweitert, der Fahrplan 
verdichtet, das Kursangebot 
angepasst. 

Frequenzsteigerung 
Der Versuch zeigt, dass 
sowohl ältere Mitbürgerin­
nen und Mitbürger, als auch 
Berufs- und Schulpendler 
vom Angebot Gebrauch 
machen, im Verlauf der 
ersten drei Betriebsjahre 
konnte die Frequenz von 
240'000 auf 340'000 Perso­
nen gesteigert werden; dies 
entspricht einer Zunahme 
von 42,5 Prozent. 

Parlament sagt Ja 
Aufgrund der positiven Er­
fahrungen beabsichtigen 
Gemeindeparlament und 
Stadtrat, den Stadtbus ab 
29. Mai 1995 auf den bishe­
rigen sieben Linien definitiv 
einzuführen. Busnetz und 
Kursangebot werden den 
Bedürfnissen entspreche"xJ 
angepasst. Das Parla^ 't 
stimmte der Einführung des 
definitiven Stadtbusbetriebes 
an Werktagen einstimmig zu 
und bewilligte einen jährlich 
wiederkehrenden Kredit von 
695'000 Franken. 

Kosten 
Der jährliche Aufwandüber-
schuss von 695'000 Franken 
entspricht bei einem Ge­
samtertrag von 502'000 
Franken und einem Ge­
samtaufwand von 1,197 
Mio. Franken einem Auf­
wanddeckungsgrad von 42 
Prozent. Während der ersten 
drei Versuchsbetriebsjahre 
konnte dieser von 29,8 =ijf 

37,2 Prozent gesteigert \
den. 

Fördermassnahmen 
Um das Attraktivitätsgefälle 
zwischen öffentlichem Ver­
kehr und motorisiertem 
Individualverkehr zu reduzie­
ren, sind nebst den bereits 
realisierten verkehrslenken­
den Massnahmen auch in 
Zukunft noch vermehrte För­
dermassnahmen notwendig. 
Der S t a d t r a t 

Stadt Wil 

Erläuternder 
Bericht des 
Stadtrates 

Bedürfnis nach Mobilität 
Seit Jahrzehnten steigt, par­
allel mit dem wachsenden 
^?^ilitätsanspruch, kontinu-
it auch der Motorfahr­
zeugbestand und damit der 
Motorisierungsgrad. Diese 
Mobilität bietet dem 
Einzelnen eine grosse Aus­
wahl bezüglich Wohnen, 
Arbeiten und Freizeit. 

Die Folgen der starken Ver­
kehrszunahme sind augen­
fällig: verstopfte Strassen, 
Lärm, verminderte Luftquali-
tät, Verlust von Wohn- und 
Lebensqualität. 

Gemeinsam handeln 
Die negativen Begleiter­
scheinungen fordern von 
Bund, Kantonen und 
G'̂ Tieinden eine koordinier-
1 . Janzheitliche Verkehrspo­
litik. Die gezielte Förderung 
des öffentlichen Verkehrs 
geniesst dabei einen beson­
deren Stellenwert. Die Ent­
lastung der Städte, Regions­
zentren und Agglomeratio­
nen vom motorisierten Indivi­
dualverkehr ist ein wichtiges 
verkehrspotitisches Ziel. 

Kanton setzte Markstein 
Mit dem Gesetz zur 
Förderung des öffentlichen 
Verkehrs wurde 1989 im 
Kanton St. Gallen ein ver­
kehrspolitischer Markstein 
gesetzt. Das Gesetz schafft 
die Grundlage dafür, dass 
die Verkehrsunternehmen 
mit öffentlichen Beiträgen 
ihre Infrastruktur ausbauen 
und ihr Leistungsangebot 
verbessern können. 

Dabei stehen Massnahmen 
in Städten, Regionszentren 
und Agglomerationen mit 
einem grossen Umsteige­
potential im Vordergrund. 
Für den Ortsverkehr werden 
Beiträge ausgerichtet, sofern 
ein überörtlicher Berufs-, 
Schüler-, Einkaufs- und 
Berufsverkehr vorhanden ist. 

Ganzheitliche 
Verkehrspolitik 

Wer sich zusätzlich informieren will, 
kann bei der Stadtkanzlei Im 
Rathaus unentgeltlich die Vorlage 
des Stadtrates an das Gemeinde­
parlament beziehen. 
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Stadt Wil

Antrag Sehr geehrte
Mitbürgerinnen und
Mitbürger

Gemeindeparlament und
Stadtrat beantragen Ih-
nen, für den definitiven
Stadtbusbetrieb einen
jährlich wiederkehrenden
Kredit von Fr. 695'00 -
zu bewilligen undfwfe
jährlichen Aufwendungen
der Laufenden Rechnung
dies Allgemeinen Gemein-;
dehaushältes zu belasten.

Wil, 5. Oktooer 1994
Im Namen des Stadtrates

Stadtammann
Josef Hartmann

Stadtschreiber
Armin Bjöchlinger
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Wer sich zusätzlich informieren will,
kann bei der Stadtkanzlei im
Rathaus unentgeltlich die Vorlage
des Stadtrates an das Gemeinde-
parlament' beziehen.


